Tarifforderungen des Berliner öffentlichen Dienstes

( Verdi und Beamtenbund verlangen bundesweit einen Tarifabschluss von 8 % Steigerung (mindestens ein Plus von 200 €), und Berliner Tarifunion aus Gewerkschaften und Beamtenbund verlangt, dass das auch in Berlin passiert. Fakt ist, dass es im Berliner öffentlichen Dienst seit 2002 keine Steigerung gegeben hat (6 % Einkommensverlust), aber Fakt ist nicht, dass es – wie vor allem einige Medienberichte den Eindruck vermitteln – in Berlin keinen Tarifvertrag gäbe.

( Nachdem am 17. Oktober 2002 Gewerkschaften und Hauptpersonalrat ein weit reichendes Angebot des rot-roten Senats abgelehnt hatten, kam es etwas später zur Vereinbarung zwischen Senat und dem verdi-Vorstand,  dass Berlin den bundesweiten Tarifabschluss übernimmt, aber statt mehr Geld mehr Freizeit garantiert. 

( Das von Gewerkschaften und Hauptpersonalrat abgelehnte Senatsangebot vom 17. Oktober 00 – dies zur Erinnerung – beinhaltete

· die Bitte an die Beschäftigten, bis 2007 auf 1 % der Tariferhöhungen sowie – differenziert nach Einkommensgruppen – auf Weihnachts- und Urlaubsgeld (die hohen Einkommensgruppen völlig und die niedrigeren gar nicht – Einsparvolumen insgesamt 50 %) zu verzichten,  

· sowie das Angebot, bis 2009  betriebsbedingte Kündigungen auszuschließen,  ab 2008 wieder voll in den aktuellen Tarif einzusteigen sowie von den Einsparungen 8.000 junge Leute (darunter 4.000 Lehrer und  2.000 Polizisten und Feuerwehrleute) neu einzustellen.

( Es stimmt auch nicht, dass Rot-Rot die Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) verlassen hätte, sondern die TdL hatte Berlin 1995 ausgeschlossen, nachdem hier beschlossen und realisiert wurde, dass das für Arbeiter und  Angestellte im öffentlichen Dienst – unabhängig ob Ost oder West – das gleiche Einkommen gezahlt wird. 

( Nachdem durch die Föderalismusreform den Bundesländern auch bei der Beamtenbesoldung die Entscheidung übertragen wurde, hat Rot-Rot verbindlich beschlossen, im Jahre 2009 die niedrigen Besoldungsgruppen Ost an Westniveau anzugleichen und 2010 diesen Schritt auch bei den höheren Besoldungsgruppen zu gehen. Darüber hinaus wurde beschlossen, alle Einkommen des öffentlichen Dienstes im Jahre 2010 um 10 Prozent anzuheben, um so Einkommensverluste auszugleichen. 

( Außerdem wurde – trotz der Absage am 17. Oktober 2002 – der Ausschluss betriebsbedingter Kündigungen bis 2009 beschlossen. Eine solche – über das allgemeine Arbeitsrecht weit hinaus gehende – Regelung gibt es außer in Berlin nur noch in Brandenburg, Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern, dort aber an bestimmte Voraussetzungen gebunden. In allen anderen Bundesländern kann betriebsbedingt gekündigt werden, und genau dieses Instrument drohen sie jetzt für den Fall an, dass sich die Gewerkschaften durchsetzen sollten.  

( Es stimmt also nicht, dass in Berlin eine „Beton-Blockade“ in Fragen Tarifeinkommen besteht, wie es von verschiedenen Seiten – darunter auch von einigen Gewerkschaftsvertretern sowie dem „Neuen Deutschland“ – dargestellt wird. Die jetzigen Vereinbarungen, die in beidseitigem Einverständnis von Senat und Gewerkschaften bis 2009 abgeschlossen wurden, sind auch der Grund, weshalb in der SPD Berlin eine kritische Haltung zu den gewerkschaftlichen Positionen besteht. Eigentlich mit Recht wird darauf hingewiesen, dass Berlin nach wie vor 60 Milliarden € Schulden habe, dass die Mehreinnahmen vor allem dem Schuldenabbau dienen sollen, dass darüber hinaus bei der Verwendung eines Teils der Mehreinnahmen soziale Projekte den Vorrang hätten und dass es in Berlin das Privileg des voraussetzungslosen Ausschlusses betriebsbedingter Kündigungen gebe.

( Dennoch ist nicht von der Hand zu weisen, dass die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes mit etwa 6 Prozent Einkommensverzicht deutlich zum erfolgreichen Konsolidierungskurs des Landes Berlin beigetragen haben. Es ist zu verstehen, dass sie nun – da Erfolge eingetreten sind – an diesen auch finanziell partizipieren wollen. Deshalb hat die zweite Regierungspartei in Berlin – die Partei DIE LINKE – vorgeschlagen, schon 2008 in Verhandlungen für Einkommenserhöhungen zu gehen. Die Fraktionsvorsitzende Carola Bluhm hat ins Gespräch gebracht, etwa 150 Mio. € von den unerwarteten Zusatzeinnahmen für Tariferhöhungen zu verwenden, und Bürgermeister und Wirtschaftssenator Harald Wolf  will schon 2008 etwa 5 - 6% der für 2010 vorgesehenen Steigerung von 10 % realisieren. 

( Mit diesem Vorgehen soll erreicht werden, dass 

· die Beschäftigte sehen, dass sich Konsolidierung auszahlt;

· untere Einkommensbereiche im öffentlichen Dienst nicht mehr auf ergänzende Sozialhilfe angewiesen sind;

· der Druck von den großen Flächengewerkschaften genommen wird, dem sie durch die Erfolge kleinerer separater Einzelgewerkschaften (Hartmannbund, GDL) mehr und mehr ausgesetzt sind.

( In der rot-roten Koalition gibt es die Einsicht, dass die momentan gegensätzlichen Positionen umgehend ausgetragen werden müssen und dass dabei die Interessen des Landes und die Interessen der Beschäftigten in ein ausgewogenes Verhältnis gesetzt werden müssen. Und dass das in der unmittelbar nächsten Zeit erfolgen muss. 

Peter-Rudolf Zotl
